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Armin Gutowski

Arbeitszeitverkürzung -  
ein Irn/veg

Manche werben für eine Verkürzung der Arbeitszeit so entschlossen und gläubig wie 
früher einmal für Kreuzzüge gepredigt worden ist: Arbeitszeitverkürzung wird angeprie­

sen als ein wohlfeiles und dazu auch noch sicheres Rezept, um Arbeitslosigkeit abzuschaf­
fen. Der Grundgedanke scheint zunächst plausibel zu sein; Da nicht genügend Arbeitsplätze 
für alle Arbeitswilligen vorhanden seien, müsse die Arbeit umverteilt werden. Jeder, der Ar­
beit hat, gebe einen Teil davon an diejenigen ab, die jetzt keine haben. Alle, auch die Gewerk­
schaften, sehen inzwischen ein, daß für weniger Arbeit nicht der gleiche Lohn gezahlt werden 
kann. Das „Solidaritätsopfer des Lohnverzichts“ soll in Kauf genommen werden, zumal die 
Löhne danach ja wieder im Zuge des Produktivitätsfortschritts steigen könnten.

Doch das Kalkül geht nicht auf: Auch eine Arbeitszeitverkürzung ohne Lohnausgleich wird 
die Arbeitslosenzahlen nicht oder zumindest doch nicht wesentlich mindern können, und zu­
dem kostet sie erheblich mehr, als ihre Verfechter glauben machen wollen. Zunächst geht die 
übliche Rechnung, daß kürzere Arbeitszeiten zu mehr Arbeitplätzen führten, schon deshalb 
nicht auf, weil die Qualifikationsstruktur derer, die heute beschäftigt sind, erheblich von der 
Struktur jener abweicht, die keine Anstellung haben. Es gibt z. B. bestimmte Facharbeiterka­
tegorien, die auch jetzt händeringend gesucht werden. Wenn solche Kräfte, die heute schon 
rar sind, weniger arbeiten sollten, wird damit nur ihre Knappheit erhöht. Andere Kategorien, 
z. B. minder qualifizierte Arbeitskräfte oder Teilzeitarbeit suchende Frauen, zudem noch an 
bestimmten Orten konzentriert, sind im Überfluß vorhanden. Von ihnen könnte nur ein kleiner 
Teil zusätzlich beschäftigt werden, wenn diejenigen gleicher Kategorie auf einen Teil ihrer 
Arbeitszeit verzichteten.

Auch soweit auf dem Arbeitsmarkt Kräfte zu finden sind, die der gesuchten Qualifikation 
entsprechen, kann dies doch nur von größeren Unternehmen genutzt werden, die auch eine 
genügend große Zahl jeweils gleich qualifizierter beschäftigen, so daß eine Arbeitszeitver­
kürzung auch tatsächlich zu zusätzlichen Einstellungen führen kann. In kleinen Unterneh­
men ist das nicht der Fall. Unternehmen mit-nur wenigen Beschäftigten, dazu womöglich 
noch mit wenigen Spezialisten von unterschiedlicher Qualifikation, die sich gegenseitig er­
gänzen, werden bei Arbeitszeitverkürzung nur selten zusätzlich jemanden einstellen kön­
nen.

Soweit ein Ersatz des Arbeitsausfalls nur unter Hinnahme von Effizienzeinbußen möglich 
ist, müßten die dadurch erhöhten Kosten durch zusätzlichen Lohnverzicht ausgeglichen wer­
den. Ist der Lohnabschlag nicht hoch genug und deshalb das Lohnniveau bei verkürzter Ar­
beitszeit erneut zu hoch, entsteht wieder Arbeitslosigkeit, die vielleicht mit weiterer Arbeits­
zeitverkürzung bekämpft werden soll -  und so fort, obwohl stets nicht die Arbeitszeit zu lang, 
sondern der Lohn zu hoch war.

Selbst wenn die Umverteilung von Arbeit zugunsten der bislang Stellungslosen bruchlos 
und ohne Effizienzeinbußen gelänge, müßten die bisherigen „Arbeitsbesitzer“ mehr dafür 
zahlen als nur den zuvor errechneten Bruttolohnverzicht; sie müssen auch Einbußen bei ih­
ren späteren Renten hinnehmen, wenn nicht die Beiträge prozentual ansteigen sollen. Der 
Rentenverzicht darf sich zudem nicht allein auf die zukünftigen Renten beziehen, sondern 
muß sich auch auf die Bestandsrenten erstrecken. Sollen etwa diese nicht angetastet wer­
den, müßten schon deshalb die Beitragssätze angehoben werden.
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Auch die Beitragssätze für die Krankenversicfierungen müßten steigen, wenn die Leistun­
gen im Krankfieifsfall nicht vermindert werden sollen. Denn weniger arbeiten heißt schließlich 
nicht, auch weniger krank sein. Weil die Durchschnittseinkommen bei geringerer Arbeitszeit 
sinken, würden auch Steuerausfälle entstehen, bliebe der Steuertarif unverändert, denn die 
steuerpflichtigen Einkommen würden in niedrigere Progressionssfufen zurückfallen. Die 
Steuerprogression müßte also mindestens so weit angehoben werden, daß die prozentuale 
Steuerlast genauso hoch bleibt, wie sie vordem bei höherem Einkommen war.

Zusammengenommen bedeutet dies; Die verfügbaren Einkommen der Beschäftigten 
müßten erheblich mehr zurückgehen, als es dem Rückgang der Arbeitszeit entspricht. Dabei 
ist noch nicht berücksichtigt, daß die steuerlichen Mindereinnahmen infolge der Arbeitslosig­
keit, die jetzt noch als zeitweilige, mit besserer Konjunktur automatisch abflauende Erschei­
nung gelten, dann auf Dauer festgeschrieben würden. Insofern erhöht also eine Arbeitszeit­
verkürzung das strukturelle Staatsdefizit, das früher oder später konsolidiert werden muß. 
Das wiederum wäre nur möglich, wenn die Steuern noch zusätzlich erhöht würden.

Dies sollte eigentlich schon genügen, um die verschiedensten Pläne zur Verkürzung der 
Arbeitszeit in den Papierkorb zu werfen. Dabei ist der wichtigste Einwand noch gar nicht ge­
nannt. Selbst wenn -  was wie gesagt, zweifelhaft ist -  eine staatlich oder tariflich verordnete 
Verkürzung der Arbeitszeit dazu führte, daß bisher Arbeitslose in nennenswertem Umfang 
zusätzlich beschäftigt würden, könnte nicht einmal insoweit von einer Beseitigung der Ar­
beitslosigkeit gesprochen werden; vielmehr handelt es sich um eine Umverteilung von Ar­
beitslosigkeit, auch wenn ihr der Deckmantel einer gerechteren Verteilung der Arbeit umge­
hängt wird. Denn die meisten Leute wollen nicht auf einen Teil ihres Einkommens verzichten, 
auch wenn sie dafür weniger arbeiten dürfen. Zwar hat es in den vergangenen Jahrzehnten 
einen deutlich rückläufigen Trend der Arbeitszeit gegeben. Dieser Rückgang der Arbeitszeit 
war aber freiwillig und vollzog sich immer dann, wenn ein relativ hoher Produktivitätsfort­
schritt es erlaubte, sowohl ein höheres Realeinkommen als auch ein wenig mehr Freizeit 
auszuhandeln. Doch ganz wollten die Arbeitnehmer noch nie auf die mögliche Einkommens­
erhöhung zugunsten von Freizeit verzichten, geschweige denn für mehr Freizeit gar Realein­
kommenseinbußen hinnehmen. Das gilt sicher auch heute für die weit überwiegende Mehr­
zahl der Arbeitnehmer. Ihre Nachfrage nach Gütern und Diensten ist keineswegs gesättigt.

Wer ehrlich ist, sollte deshalb das Ergebnis einer verordneten, also nicht den Wünschen 
der Arbeitnehmer entsprechenden Verkürzung der Arbeitszeit auch beim richtigen Namen 
nennen; Das Ergebnis wäre eine allen auferlegte Teilzeitarbeitslosigkeit! V\e\e würden dann 
in der erzwungenen Freizeit versuchen, den damit verknüpften Einkommensverlust durch 
Schwarzarbeit wettzumachen; Durch echte Schwarzarbeit, durch Schwarzarbeit auf Gegen­
seitigkeit, genannt Nachbarschaftshilfe, durch Schwarzarbeit für sich selbst, genannt Do-it- 
yourself. Damit würden zwar die negativen Effekte einer erzwungenen Arbeitszeitverkür­
zung für einzelne etwas gemildert, aber manche Chance für eine produktive Arbeitsteilung 
bliebe ungenutzt und das Gemeinwesen erlitte auf Dauer Schaden.

Regierung, Parlament und Tarifparteien werden hoffentlich noch rechtzeitig einsehen, daß 
sie mit Maßnahmen zur Verkürzung und Beschränkung von Arbeitszeit nicht nur die Arbeits­
losigkeit nicht beseitigen können, sondern daß sie vor allem die quantitativen wie qualitativen 
Wachstumschancen drastisch beschneiden würden. Hinzu kommt, daß solche Regelungen 
schwer rückgängig zu machen wären. Das aber wäre bald nötig; denn schon von Beginn der 
90er Jahre ab wird die Anzahl der Rentner im Verhältnis zur Erwerbsbevölkerung so stark an- 
steigen, daß wir erheblich länger arbeiten müssen, wenn nicht die Beitragssätze zur Renten­
versicherung unerträglich stark erhöht oder die Renten unerträglich stark gesenkt werden 
sollen. Schon heute stecken die gesetzlichen Rentenversicherungen in einer Finanzmisere, 
weil immer neue Ansprüche geschaffen wurden, deren Nutzung u. a. dazu geführt hat, daß 
das durchschnittliche Renteneintrittsalter inzwischen deutlich unter 60 Jahre gesunken ist. 
Die von der Bundesregierung angestrebte Rentensanierung würde durch eine Verkürzung 
der Arbeitszeit, insbesondere durch eine weitere Senkung der Lebensarbeitszeit, ganz er­
heblich erschwert. Angesichts der ohnedies steigenden Rentnerzahlen wäre eine Politik, die 
so der Arbeitslosigkeit begegnen wollte, verantwortungslos.
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